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Anfrage zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 06.10.2026 

Betreff: SPD-Anträge im Zusammenhang mit dem Konsolidierungsprozess „Haushalt 2030“ 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Dellmans,  

 

mit E-Mail vom 21.09.2026 hat das Ratsbüro den Fraktionen mehrere Anträge der SPD-Fraktion 

zur Kenntnisnahme übersandt. Eine konkrete Zuordnung zu den zuständigen Fachausschüssen 

oder eine zeitliche Einordnung der Beratungen war mit dieser Übersendung nicht verbunden. 

Da die Anträge unmittelbar oder mittelbar den laufenden Konsolidierungsprozess „Haushalt 

2030“ betreffen, halten wir es für erforderlich, zunächst mögliche Überschneidungen mit bereits 

laufenden Untersuchungen und Verwaltungsprozessen zu klären. 

 

Hierzu gehören insbesondere die Anträge 

 

• zum kommunalen Energiemanagement,  

• zur Optimierung der Schnittstellen zwischen Grünflächenamt und Baubetriebshof,  

• zur Organisation und Wirtschaftlichkeit des Baubetriebshofes,  

• zum Forderungs- und Verbindlichkeitenmanagement,  

• zu verbindlichen Budgetobergrenzen für die Mittelfristplanung sowie  

• zu einem verbindlichen Haushalts- und Konsolidierungsmonitoring.  

 

Die Anträge enthalten zum Teil umfangreiche Prüf-, Berechnungs-, Steuerungs- und 

Berichtspflichten. Gleichzeitig befinden wir uns bereits in einem umfassenden 

Konsolidierungsprozess, in dem unter anderem Aufgabenkritik, Personalentwicklung, 

organisatorische Strukturen und mögliche Konsolidierungspotenziale betrachtet werden. 

 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung zur Sitzung des Haupt- und 

Finanzausschusses am 06.10.2026 um Beantwortung folgender Fragen: 
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1. Beratungsfolge und Einbindung in den Konsolidierungsprozess 

Welchen Ausschüssen sollen die einzelnen SPD-Anträge zur Beratung zugewiesen werden und 

welche Beratungsfolge ist vorgesehen? Wie soll sichergestellt werden, dass die beantragten 

Prüfungen und Maßnahmen mit dem laufenden Konsolidierungsprozess „Haushalt 2030“ 

abgestimmt werden? 

 

2. Überschneidungen mit bestehenden Prozessen 

Welche der in den genannten SPD-Anträgen geforderten Prüfungen, Auswertungen, 

Steuerungsinstrumente und Berichtspflichten sind bereits Bestandteil des Prozesses „Haushalt 

2030“ oder anderer laufender Verwaltungsprozesse? 

 

3. Zusätzlicher Verwaltungsaufwand 

Welche Forderungen aus den Anträgen würden tatsächlich zusätzliche Untersuchungen, 

Modellrechnungen, Datenerhebungen oder regelmäßige Berichtspflichten auslösen? Kann der 

damit verbundene personelle bzw. organisatorische Aufwand zumindest grob eingeschätzt 

werden? 

 

4. Grünflächenamt und Baubetriebshof 

Inwieweit überschneiden sich die beiden Anträge zum Grünflächenamt bzw. Baubetriebshof? 

Hält die Verwaltung getrennte Untersuchungen für sachgerecht oder könnten die dort 

aufgeworfenen Fragestellungen gegebenenfalls gemeinsam betrachtet werden? 

 

5. Vorgegebene Einsparziele und laufende Aufgabenkritik 

Wie bewertet die Verwaltung die Festlegung konkreter Einsparziele bzw. Budgetobergrenzen vor 

Abschluss der im Rahmen von „Haushalt 2030“ laufenden Aufgabenkritik? Ist es aus 

Verwaltungssicht sachgerecht und belastbar, jahresscharfe Einsparvorgaben festzulegen, bevor 

Aufgaben, Standards und organisatorische Strukturen abschließend betrachtet worden sind? 

 

6. Haushalts- und Konsolidierungsmonitoring 

Welche der von der SPD vorgeschlagenen Elemente eines vierteljährlichen Haushalts- und 

Konsolidierungsmonitorings bestehen bereits? Welche zusätzlichen Erkenntnisse wären durch 

das beantragte Verfahren zu erwarten und welcher zusätzliche Verwaltungsaufwand wäre damit 

verbunden? 

 

7. Gesamtbewertung durch die Verwaltung 

Welche der vorgeschlagenen Maßnahmen stellen aus Sicht der Verwaltung eine sinnvolle 

Ergänzung des bestehenden Konsolidierungsprozesses dar und bei welchen Punkten bestehen 

Überschneidungen mit bereits laufenden Arbeiten oder vorhandenen Steuerungsinstrumenten? 
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Uns geht es ausdrücklich nicht darum, Vorschläge zur Verbesserung von Wirtschaftlichkeit, 

Transparenz und Haushaltssteuerung grundsätzlich infrage zu stellen. Vor einer 

Beschlussfassung sollte aus unserer Sicht jedoch erkennbar sein, welchen zusätzlichen 

Erkenntnis- und Steuerungsgewinn die einzelnen Anträge gegenüber dem bereits 

laufenden Konsolidierungsprozess bringen und welcher zusätzliche Verwaltungsaufwand 

damit verbunden ist. 

 

Wir bitten darum, die Beantwortung zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 

06.10.2026 vorzulegen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Joachim Straeten     

Fraktionsvorsitzender        


